
Volksbegehren „Kein ORF-Beitrag“ 

 

Der Bundesverfassungsgesetzgeber wird aufgefordert, die anstelle der 

GIS-Gebühr vorgesehene und als ORF-Beitrag beworbene Haushaltsab-

gabe zur Finanzierung des öffentlichen Rundfunks nicht umzusetzen und 

stattdessen das Programm von Ö1 aus dem Budget zu finanzieren sowie 

den restlichen ORF zu privatisieren. Eine am Hauptwohnsitz anknüpfende 

Abgabe würde das Aufkommensvolumen der GIS-Gebühr unzumutbar 

hoch übersteigen und vor allem auch jene Menschen belasten, die kein 

Angebot des ORF konsumieren. 


